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LNG-Terminal nicht in Gefahr 
Brunsbüttel — Es soll ein Vorzeigeprojekt werden. Eines, das Brunsbüttel bundesweit und 
europaweit zu einem wichtigen Wirtschaftsstandort macht. Die Rede ist vom LNG-Terminal 
am Hafen. Doch nun ist das Vorhaben ins Visier von Bürgerinitiativen geraten. 

Trotz Kritik: Landesregierung treibt 
Planungen weiterhin voran 

Von Hengameh Habib 
LNG steht für Liquified Natural Gas. 

Gemeint damit ist Flüssigerdgas. Zwar 
handelt es sich dabei ebenfalls um 
fossilen Breit:: met, doch laut Befür-
wortern sei ui-  eine bessere Alternati-
ve. Vor allein iien Schifffahrt spielt 
LNG eine gr4:',42r2 olle. Mit dem Ein-
satz von Fliti e rdgas soll der Ausstoß 
an Schadstoffe, it und Feinstaub verin-
gert werden. Derzeit werden weltweit 
in der Schiffahrt jährlich 220 Ton-
nen Schweröl und 60 Millionen Ton-
nen Dieselöl verbraucht. 

'Frank Schnabel, Geschäftsführer 
von Brunsbüttel Ports, der sich be-
reits seit Jahren für die Installierung ei-
nes Terminals in Brunsbüttel einsetzt, 
erkennt auch politische Vorteile, wie 
er im April vergangenen Jahres sagte. 
Demnach könnte mit LNG die Abhän-
gigkeit von Russland vermieden wer-
den. Schnabel zufolge werde der Gas-
bedarf in den nächsten Jahren steigen. 
Whdinür Putin ist bekannt dafür, dass 
er bei Konflikten den Gashahn ab-
dreht. Die Ukraine bat es mehrfach ge-
troffen. Russland ist weltweit größter 
Exporteur von Erdgas und die Bun-
desrepublik Kunde. Mit der Umstel-
lung auf LNG könnte die Abhängigkeit  

Deutschlands von Russland gelöst wer-
den, sagte Schnabel. 

Dass LNG die bessere Alternative 
zu anderen fossilen Brennstoffen sein 
soll, sehen manche anders. Bundesweit 
wurden zehn Bürgerinitiativen gegrün-
det, die den Verzicht des Treibstof-
fes fordern. Im Dezember waren- sie 
zu einem Strategietreffen in Hamburg 
zusammengekommen und sagten ge-
meinsam mit der Organisation Food 
und Water Europe einem deutschen 
LNG-Terminal den Kampf an. Am En-
de formulierten sie an die Kieler Regie-
rung die Forderung, den Bau des LNG-
Terminals in Brunsbüttel abzulehnen. 

Ihre Kritik: Erdgas habe klimaschä-
digende Wirkung. Der Ausbau eines 
LNG-Terrninals diene demnach nicht 
dem Klimaschutz und der Ertergiewere 
de. Darüber hinaus würde eine For-
cierung der Pläne „dringend benötig-
tes Investment in den Ausbau der 
erneuerbaren Energien" abziehen, zi-
tieren die Kieler Nachrichten. Läuft 
Brunsbüttel nun Gefahr, einen wich-
tigen Wirtschaftszweig zu verlieren? 
„Nein, Brunsbüttel hat nichts zu be-
fürchten. Die Landesregierung setzt 
sich grundsätzlich bei solchen Vorha-
ben konstruktiv mit Kritik und An-
regungen auseinander. Die Planungen 
für ein LNG-Terminal werden aber  

fortgesetzt", schreibt die Sprecherin 
des Wirtschaftsministeriums, Dr. Birte 
Pusback. Sowohl die Landesregierung 
als auch die beteiligten Kommunen vor 
Ort sowie das Konsortium um Gasunie 
hielten daran fest, in Brunsbüttel ein 
LNG-Terminal zu bauen. Das nieder-
ländische Unternehmen Gasunic hat-
te im vergangenen Frühjahr mitgeteilt, 
dass es sich für Brunsbüttel als Stand-
ort für ein Terminal entschieden habe — 
wenn es jemals zum Bau einer solchen 
Station in Deutschland kommen wird. 

Dr. Pusback zufolge sprechen viele 
Argumente für die Schleusenstadt, et-
wa die Lage und die strategische Be-
deutung rtir die künftige Energiever-
sorgung Deutschlands. Dallir sei ein 
Energierägermix notwendig, und Gas 
spiele eine wichtige Rolle. „Und Gas 
bedeutet ja nicht zwangsläufig, dass 
es fossilen Ursprungs sein muss." Die 
Sprecherin betont auch die politische 
Bedeutung. Aus strategischer Sicht sei 
es für Deutschland als Industrieland 
wichtig, über eigene LNG-Importinfra-
strukturen zu verfügen, um nicht von 
anderen Staaten abhängig zu sein. 

Offen ist, wie die Gegner vorge-
hen möchten, denn Dr. Pusback zufol-
ge gab es bislang noch keinerlei Ge-
spräche mit den Initiativen. 
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DGB Nord zieht positive Mindestlohn-Bilanz 
KIEL/HAMBURG Drei Jahre nach 
Einführung des gesetzlichen Mindesr-
loluis hatder DGB Nord iiirdie Bundes-
länder Schleswig-Holstein und Ham-
burg eine positive Bilanz gezogen. So-
wohl die Beschäftigung als auch die 
Bezahlung der Beschäftigten seien in 
beiden Ländern deutlich gestiegen, 
teilte der Gewerkstbaftsly uh mit. 

„Der Mindestlohn ist und bleibt ein 
Erfolgsmodell", sagte DGB Nord-Chef 
Uwe Polksehn. Nach DGB-Daten stieg 
die sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung in den vergangenen drei 
Jahren in Schleswig-Holstein um 8,4 
Prozent, in Hamburg um 6,1 Prozent. 
Der Lolmanstieg lag in Schlese-Hol-
srein hei 2,1 Prozent, in Hamburg hei  

4,0 Prozen Im Gastgewerbe seien 
bundesweit die Löhne der lin- und An-
gelernten im Westen tun 8,1. Prozent 
gestiegen. Gerade im Gastgewerbe 
seien besonders viele sozialversiche - 
rungspflichtige Arbeitsplätze entstan-
den. In Schlcswig-Holsrein habe ihre 
Zahl um 33 Prozent zugenommen, in 
Hamburg um 18,8 P1117.C71r. bin 
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